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Bundesrepublik Deutschland 
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II/ 1 — 68070 — 5989/65 


Bonn, den 21. September 1965 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der EWG für 

eine Verordnung des Rats betreffend die Abschöpfungen, 
die auf den zur Aussaat bestimmten Hybridmais anzuwen- 
den sind. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 8. September 1965 dem Herrn Prä- 
sidenten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
betreffend die Abschöpfungen, die auf den zur Aussaat 
bestimmten Hybridmais anzuwenden sind 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 19 über die 
schrittweise Errichtung einer gemeinsamen Markt- 
organisation für Getreide ^), insbesondere auf 
Artikel 24, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

bezüglich des zu der Tarifnr. 10.05 A des Ge- 
meinsamen Zolltarifs zugelassenen Hybridmais muß 
dem Zollsatz Rechnung getragen werden, der sich 
aus der für dieses Erzeugnis im Rahmen des GATT 
gemachten Konsolidierung ergibt; 

die Berücksichtigung der Konsolidierung des Zoll- 
satzes für dieses Erzeugnis hat in einigen Fällen 
zur Folge, daß die Abschöpfungen gegenüber Dritt- 
ländern nicht in ihrer Gesamtheit erhoben werden; 

die Begrenzung der Abschöpfungen gegenüber 
Drittländern darf das Prinzip der Gemeinschafts- 
präferenz nicht in Frage stellen. Daher müssen von 
nun an die in Artikel 2 Absatz 1 und Artikel 9 Ab- 
satz 1 der Verordnung Nr. 19 vorgesehenen Bestim- 
mungen berücksichtigt werden. Es besteht kein 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 
vom 20. April 1962, S. 933/62 


Grund, für dieses Erzeugnis einen anderen Betrag 
festzulegen als für die übrigen Getreidesorten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Betrag der auf den zu Tarifnr. 10.05 A des 
Gemeinsamen Zolltarifs zugelassenen Hybridmais 
anwendbaren Abschöpfung darf folgende Beträge 
nicht überschreiten: 

— für Einfuhren aus den Mitgliedstaaten denjeni- 
gen Betrag, der sich aus der Anwendung des im 
GATT konsolidierten Höchstzollsatzes, vermin- 
dert um den in Artikel 2 der Verordnung Nr. 19 
vorgesehenen Pauschalbetrag, ergibt; 

— für Einfuhren aus Drittländern denjenigen Be- 
trag, der sich aus der Anwendung des im GATT 
konsolidierten Höchstzollsatzes ergibt. 


Artikel 2 

Die Durchführungsbestimmungen der vorliegen- 
den Verordnung werden gemäß dem Verfahren nach 
Artikel 26 der Verordnung Nr. 19 erlassen. 

Die vorliegende Verordnung ist in allen ihren 
Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 


Brüssel, den 


Für den Rat 
Der Präsident 
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Begründung 


Die Einfuhren von Hybridmais, der zur Aussaat be- 
stimmt ist, sind bis zum Inkrafttreten der Verord- 
nung Nr. 19 einem innerhalb des GATT konsoli- 
dierten Zollsatz von 4 ®/o unterworfen. 

Im Gegensatz zu Artikel 1 Absatz 2 der Verordnun- 
gen Nr. 20 und Nr. 22, welche der im Rahmen des 
GATT eingetretenen Konsolidierung für bestimmte 
Erzeugnisse Rechnung tragen, enthält die Verord- 
nung Nr. 19 keinen Hinweis, betreffend den konsoli- 
dierten Zoll für Hybridmais, der zur Aussaat be- 
stimmt ist. 

Da in der Verordnung Nr. 19 kein entsprechender 
Hinweis gegeben wird, erheben die Mitgliedstaaten 
bei der Einfuhr dieses Erzeugnisses aus Drittlän- 
dern die gleiche Abschöpfung wie für gewöhnlichen 
Mais. Da der Betrag dieser letzteren im allgemeinen 
höher ist als derjenige, der sich bei Anwendung des 
konsolidierten Zollsatzes ergeben würde, können 
die Einfuhren aus bestimmten Drittländern hier- 
durch benachteiligt werden. 


In juristischer Hinsicht ist anzunehmen, daß der 
Rat, als er die Verordnung Nr. 19 verabschiedet hat, 
die von den Mitgliedstaaten und von der Gemein- 
schaft im Rahmen des GATT schriftlich eingegange- 
nen Verpflichtungen einhalten wollte. Da jedoch 
die Verordnung Nr. 19, verglichen mit den Verord- 
nungen Nr. 20 und Nr. 22, keine Angaben in dieser 
Hinsicht enthält, erscheint es zweckmäßig, auf Grund 
von Artikel 24 der Verordnung Nr. 19 Ausnahme- 
regelungen zu den Bestimmungen gemäß Artikel 2 
Absatz 1 und Artikel 10 Absatz 2 der Verordnung 
Nr. 19 zu erlassen, um die Notwendigkeit zu präzi- 
sieren, einmal dem im Rahmen des GATT auf 4 ^/o 
konsolidierten Zollsatz und andererseits dem in Ar- 
tikel 9 Absatz 1 der Verordnung Nr. 19 vorgesehen 
Pauschalbetrag Rechnung zu tragen, damit der 
Grundsatz der Gemeinschaftspräferenz gewahrt wird. 

Dieses ist die Tragweite des Vorschlags der Kom- 
mission zu dieser Frage. 
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